
2008/10 2. Dezember 2008

Votum

Anonymisierte Fassung zur Veröffentlichung – in eckige Klammern gesetzte
Informationen sind zum Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen verfremdet.

Leitsatz:

Für die Abgrenzung der Netzanschluss- und Netzausbaukosten
kommt es auf die Bestimmung des richtigen Netzverknüpfungs-
punktes gemäß § 4 Abs. 2 EEG 20041 an. Maßnahmen, die von der
Anlage aus betrachtet vor dem Netzverknüpfungspunkt erfolgen,
gehören grundsätzlich zum Netzanschluss, Maßnahmen, die hinter
dem Netzverknüpfungspunkt erfolgen, gehören grundsätzlich zum
Netzausbau.

In dem Votumsverfahren

1. [. . . ]
– Anspruchsteller –

2. [. . . ]
– Anspruchsgegner –

1Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien, verkündet als Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung
des Rechts der Erneuerbaren Energien im Strombereich v. 21.07.2004 (BGBl. I S. 1918), zuletzt ge-
ändert durch Art. 1 des Gesetzes v. 07.11.2006 (BGBl. I S. 2550), außer Kraft gesetzt durch Art. 7 des
Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien im Strombereich und zur Ände-
rung damit zusammenhänger Vorschriften v. 25.10.2008 (BGBl. I S. 2074), nachfolgend bezeichnet
als EEG 2004.
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erlässt die Clearingstelle EEG durch den Vorsitzenden Dr. Lovens, die Mitglieder
Lucha und Puke sowie die nichtständige Beisitzerin Jung und den nichtständigen
Beisitzer Weißenborn am 2. Dezember 2008 durch Mehrheitsbeschluss folgendes Vo-
tum:

1. Der Anspruchsgegner ist nicht gem. § 4 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2
i. V. m. § 4 Abs. 2 Satz 1 und Satz 2 Halbsatz 1 und § 13 Abs. 2
EEG 2004 verpflichtet, zum Anschluss der zur Erweiterung vor-
gesehenen Fotovoltaikanlage des Anspruchstellers [„W. . . “] so-
wie zur Abnahme des nach der Erweiterung produzierten
Stroms die Stromleitung zwischen dem Freileitungsmast an der
[S. . . ] nach [M. . . ] und [W. . . ] auf eigene Kosten neu zu bau-
en oder eine andere Anschluss- und Abnahmemöglichkeit auf
eigene Kosten zu schaffen.

2. Die Verbindung der geplanten Fotovoltaikanlage des An-
spruchstellers mit dem Netz des Anspruchsgegners ist eine Maß-
nahme des Netzanschlusses.

3. Der technisch und wirtschaftlich günstigste Verknüpfungs-
punkt gemäß § 4 Abs. 2 Satz 1 EEG 2004 ist die Maststation
[H. . . ] in der Ausführungsvariante der Verknüpfung durch die
Verlegung eines Doppelkabels mit einem Durchmesser von 4 x
150 mm2.

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
ErneuerbarenEnergienmbH,GF:ChristineKruczynski.Unterhttp://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2008/10 können Sie dieses
Dokument herunterladen.

2

http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2008/10


Inhaltsverzeichnis

1 Tatbestand 3

2 Begründung 8

2.1 Verfahren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8

2.2 Würdigung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9

2.2.1 Bestimmung des technisch und wirtschaftlich günstigsten Netz-
verknüpfungspunktes . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 11

2.2.2 Kein Anspruch auf Erweiterung der Netzkapazität der beste-
henden Leitung [W. . . ] . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16

1 Tatbestand

Der Anspruchsteller betreibt seit 2004 auf seinem Grundstück im [W. . . ] in [. . . ]1
[L. . . ] Fotovoltaikanlagen mit einer Leistung von insgesamt
31,5 kWp. Diese Fotovoltaikinstallation ist über ein Niederspannungskabel an die
Trafostation [T. . . ], [B. . . ], angebunden.2 Dieses 1 135 Meter lange Niederspannungs-
kabel (Typ: NYKLY 120 mm2) dient sowohl der Stromversorgung des Anspruch-
stellers als auch der Aufnahme des durch die Anlage des Anspruchstellers erzeugten
Stroms und wurde 1965 verlegt. Über diese bestehende Leitung [W. . . ] wird der
Anspruchsteller allein versorgt. An der bestehenden Leitung [W. . . ] sowie an der
Trafostation [T. . . ] selbst sind keine anderen Nutzer angeschlossen.

Der Zähler war zunächst in der Trafostation installiert und nicht bei der Verbrauchs-2
stelle des Anspruchstellers selbst. Seit 1997 erfolgt die Messung des Bezugsstromes
zur Versorgung des Anspruchstellers am Grundstück des Anspruchstellers, nachdem
der Zähler aus der Trafostation [T. . . ] auf Kosten und Wunsch des Anspruchstellers
in das Wohnhaus des Aussiedlerhofes verlegt wurde, dem der Werksausschuss der
Stadtwerke [L. . . ] in seiner Sitzung am 3. März 1997 entsprach.

Das Grundstück des Anspruchstellers verfügt darüber hinaus über einen Hausan-3
schluss, über den keine Anlage zur Erzeugung von Strom aus Erneuerbaren Ener-
gien mit dem Netz des Anspruchsgegners verbunden ist. Im Zuge der Anbindung
2Im Folgenden genannt: bestehende Leitung [W. . . ].
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der bestehenden Fotovoltaikanlagen unterzeichnete der Anspruchsteller am 13. No-
vember 2003 eine Haftungsfreistellungserklärung, darin heißt es u. a.:

„Gemäß Berechnungen ist beim Abnahmepunkt [W. . . ] eine Einspeise-
leistung von 12 kWp ohne störbeeinflussende Auswirkung möglich.

Im vorliegenden Fall handelt es sich um eine Stichleitung von der Trafo-
station [T. . . ] . . . , von der kein weiterer Abnehmer versorgt wird. Somit
wird als Netzverknüpfungspunkt die Abgangsklemme dieser Trafostati-
on festgelegt.

Die Erhöhung der Fotovoltaik-Einspeiseleistung auf maximal 30 kWp er-
folgt auf eigenes Risiko . . . “

Der Anspruchsteller plant, auf seinem Hof weitere Fotovoltaikanlagen mit einer4
Leistung von insgesamt 45,5 kWp zu errichten und begehrt den Anschluss dieser
Anlagen. Die Kosten dieser Anlagen betragen 219 .557,98 e (brutto).

Für den Anschluss der geplanten Anlagen des Anspruchstellers bot der Anspruchs-5
gegner mit Schreiben vom 26. Oktober 2007 zunächst drei Anschlussvarianten an,
deren Kosten mit Beträgen zwischen 18 .000 e und 85 .000 e (netto) beziffert wur-
den. Die mit 18 .000e (netto) bezifferte Anschlussvariante beinhaltete die Verlegung
eines Niederspannungskabels vom Freileitungsmast an der [S. . . ] nach [M. . . ] über
den Feldweg nach [W. . . ]. Die bestehende Leitung [W. . . ] war zu schwach ausgelegt,
um zusätzlich auch den erzeugten Strom aus der geplanten Fotovoltaikinstallation
aufnehmen zu können.

Später konkretisierte der Anspruchsgegner folgende Anschlussvarianten an folgen-6
den Netzverknüpfungspunkten, wobei beide Parteien unstreitig davon ausgehen,
dass an der Maststation [H. . . ] (Var. 3a und 3b) niederspannungsseitig zwei An-
schlussnutzungen erfolgen:
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Var. Verlegung Länge Weg HU Kosten
[m] [%] [e]

1 ./. (Abnahme über be-
stehendes Kabel)

0 ./. 12,60 0

2a Kabel 4× 150 mm2 1 135 parallel zum bestehen-
den Kabel bis zur Trafo-
station [T. . . ]

6,44 34 050

2b Doppelkabel
4× 150 mm2

1 135 parallel zum bestehen-
den Kabel bis zur Trafo-
station [T. . . ]

3,37 54 000

3a Kabel 4× 150 mm2 624 zur Maststation [H. . . ] 3,96 18 000
3b Doppelkabel

4× 150 mm2
624 zur Maststation [H. . . ] 2,21 29 000

4 Neubau einer Trafosta-
tion an der Hofstel-
le und Verlegung eines
Mittelspannungskabels

624 zur Maststation [H. . . ] 1,54 85 000

Tabelle 1: Spannungshübe HU

Streit besteht zwischen dem Anspruchsteller und dem Anspruchsgegner, ob der An-7
spruchsgegner zum Netzausbau der bestehenden Leitung verpflichtet ist und diese
Kosten selbst zu tragen hat. Ferner herrscht Streit über die Lage des richtigen Netz-
verknüpfungspunktes und der damit zusammenhängenden Frage, wer die o. g. Ko-
sten trägt (Rn. 5).

Der Anspruchsteller ist der Ansicht, der Anschluss der geplanten Anlage sei eine Er-8
weiterung der bestehenden Fotovoltaikinstallation und die damit zusammenhängen-
den Maßnahmen seien Netzausbaumaßnahmen, für die der Anspruchsgegner aufzu-
kommen habe und verweist auf die Rechtsprechung des BGH vom 10. November
2004 mit dem Az: VIII ZR 391/03.

Er ist weiter der Ansicht, dass bereits ein Netzanschluss mit der bestehenden Lei-9
tung [W. . . ] (Anschlusskabel vom [W. . . ] zur Trafostation [T. . . ]) existiere. Diese
bestehende Leitung [W. . . ] sei Teil des Netzes des Anspruchsgegners, so dass der An-
spruchsgegner sämtliche Kosten zu tragen habe, damit der von dem Anspruchsteller
erzeugte Strom – auch von den zusätzlich geplanten Anlagen – in das Netz auf-
genommen werden könne. Die bestehende Fotovoltaikinstallation werde lediglich
erweitert, deshalb müsse die bestehende Leitung [W. . . ] auf Kosten des Anspruchs-
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gegners ausgebaut werden. Auch wenn der Ausbau eine Neuverlegung eines Kabels
bedeute, so sei dies ebenso Netzausbau und die Kosten seien vom Anspruchsgegner
zu tragen.

Der Anspruchsteller behauptet hierzu, dass er nicht Eigentümer der bestehenden10
Leitung [W. . . ] sei. Lediglich wenige Meter dieser Leitung verliefen über sein Grund-
stück, ansonsten über Grundstücke anderer Eigentümer.

Er macht geltend, der Hausanschluss sei der Netzverknüpfungspunkt und zur Auf-11
nahme des Stroms jedenfalls dann geeignet, wenn das Netz entsprechend ausgebaut
würde.

Der Anspruchsgegner sei zum Netzausbau verpflichtet und zwar unabhängig da-12
von, ob und inwiefern Leitungen im Eigentum des Anspruchstellers als Anlagenbe-
treiber stünden. Eine anders lautende Erklärung seines Vaters, [F. . . ], aus dem Jahr
1965 sei daher nicht ausschlaggebend. Vielmehr handele es sich bei der bestehenden
Leitung um eine zum Netz des Anspruchsgegners gehörende Stichleitung zwischen
dem [W. . . ] zur Trafostation [T. . . ] und bei deren Erweiterung bzw. Verstärkung
um einen Netzausbau, weil dieser sich funktional und unabhängig von den Eigen-
tumsverhältnissen der betriebsnotwendigen Einrichtungen definiere.

Der Anspruchsteller ist der Ansicht, dass die neu zu verlegende Leitung sowohl die13
Einspeisung des erzeugten Stroms als auch seine Versorgung gewährleisten solle, so-
fern die bestehende Leitung stillgelegt würde. Ferner trägt er vor, dass er eine An-
schlussvariante wünsche, die technisch möglich und von ihm nicht zu bezahlen sei;
welche das sei, sei unerheblich.

Der Anspruchsgegner macht dagegen geltend, dass es sich bei den Maßnahmen aus-14
schließlich um Anschlussmaßnahmen und nicht um Netzausbau handele.

Der Antragsgegner meint, das Eigentum an der bestehenden Leitung zwischen Tra-15
fostation [T. . . ] und dem Grundstück des Anspruchstellers liege beim Anspruchstel-
ler, jedenfalls nicht beim Anspruchsgegner. Dass der Anspruchsteller Eigentümer
der bestehenden Leitung [W. . . ] sei, ergebe sich aus der Erklärung vom 11. März
1965, die im Rahmen der Betriebsaussiedlung im Jahr 1965 abgegeben worden sei.
Daher gingen Erweiterungen zu Lasten des Anspruchstellers als Grundstückseigen-
tümer. Der Anspruchsteller hingegen behauptet, er selbst habe kein Eigentum an
der Leitung zwischen dem [W. . . ] und der Trafostation [T. . . ].
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Er meint, auch wenn die bestehende Leitung dem Anspruchsgegner gehörte, so än-16
derte dies nichts an der Kostentragung. Denn die Erweiterung der Fotovoltaikanlage
des Anspruchstellers sei ein kostenpflichtiger Neuanschluss. Die Erweiterung und
der damit zusammenhängende Neuanschluss ergebe sich daraus, dass nicht über den
Hausanschluss eingespeist werden müsse, sondern die kostengünstigste Variante zu
wählen sei.

Dabei habe der Anspruchsteller selbst die Kosten eines Ausbaus dieser Leitung zu17
tragen, da die bestehende Leitung [W. . . ] der Versorgung allein des [W. . . ] sowie der
Einspeisung diene und daher nicht zum Netz des Anspruchsgegners gehöre.

Der Anspruchsgegner ist der Ansicht, der gesamtwirtschaftlich günstigste Netzver-18
knüpfungspunkt sei der richtige Netzverknüpfungspunkt unabhängig von der in-
dividuellen Kostentragung. Die vorliegend technisch und wirtschaftlich günstigsten
Verknüpfungsmöglichkeiten seien mit den Varianten 3a und 3b am nächstgelegenen
Netzverknüpfungspunkt Maststation [H. . . ]3 gegeben. Insbesondere weist der An-
spruchsgegner eine Verknüpfungsvariante am Hausanschluss mit der Begründung
zurück, sie sei vom Anspruchsteller nicht gewollt und im Übrigen nicht verfahrens-
gegenständlich. Bei dem Neuanschluss handele es sich um Kosten des Netzanschlus-
ses, für die der Anspruchsteller als Anlagenbetreiber aufzukommen habe; auf die
Frage der wirtschaftlichen Zumutbarkeit eines Netzausbaus komme es daher nicht
an. Hiergegen wendet der Anspruchsteller ein, dass dies – auch wenn die Variante 3b
die technisch und wirtschaftlich günstigste Verknüpfung ermögliche – gleichwohl ei-
ne Maßnahme des Netzausbaus, dessen Kosten der Anspruchsgegner zu tragen habe,
sei, weil bereits ein Netzanschluss bestehe.

Der Anspruchsgegner macht ferner geltend, dass die anerkannten Regeln der Tech-19
nik einzuhalten seien. Die anderen Netzverknüpfungspunkte seien wegen des un-
zulässig hohen Spannungshubes technisch nicht geeignet. Der Spannungshub dürfe
2 % nicht übersteigen. Der Anspruchsteller hingegen bestreitet, dass der Spannungs-
hub bei den verschiedentlichen Anschlussmöglichkeiten Var. 1 bis 3 über 2 % liege
(Rn. 6), wobei es hierauf nicht ankäme, weil der Spannungshub in die Risikosphäre
des Netzbetreibers falle. Diesen Einwand weist der Anspruchsgegner zurück. Inso-
weit stützt sich der Anspruchsgegner auf die VDEW-Richtlinie „Eigenerzeugungs-
anlagen am Niederspannungsnetz“4, die als Regeln der Technik zu beachten seien.
3Im Folgenden: neu zu verlegende Leitung [W. . . -H. . . ].
44. Ausgabe 2001, hrsg. v. Verband der Netzbetreiber – VDN – e. V. beim VDEW, zu beziehen über
die EW Medien und Kongresse GmbH, http://www.ew-online.de.
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Mit inhaltsgleichen Anträgen vom 17. März 2008 bzw. 2. April 2008 haben sich der20
Anspruchsteller und der Anspruchsgegner an die Clearingstelle EEG gewandt und
beantragt, ein Votumsverfahren gemäß §§ 26 ff. Verfahrensordnung der Clearing-
stelle EEG5 (VerfO) durchzuführen. Der Anspruchsteller wünschte die Hinzuzie-
hung einer nichtständigen Beisitzerin oder eines nichtständigen Beisitzers durch den
im Anhang, Teil A, VerfO genannten Solarenergie-Förderverein Deutschland e. V.
(SFV). Der Anspruchsgegner wünschte die Hinzuziehung einer nichtständigen Bei-
sitzerin oder eines nichtständigen Beisitzers durch den im Anhang, Teil A, VerfO
genannten Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e. V. (BDEW).

Mit Beschluss vom 11. Juni 2008 hat die Clearingstelle EEG das Votumsverfahren21
angenommen. Die durch die Clearingstelle EEG zu begutachtende Frage lautete:

Ist der Anspruchsgegner gemäß § 4 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 i. V. m.
§ 4 Abs. 2 Satz 1 und Satz 2 Halbsatz 1 und § 13 Abs. 2 EEG 2004 ver-
pflichtet, zum Anschluss der zur Erweiterung vorgesehenen Fotovoltaik-
anlage des Anspruchstellers [„W. . . “] sowie zur Abnahme des nach der
Erweiterung produzierten Stroms die Stromleitung zwischen dem Frei-
leitungsmast an der [S. . . ] nach M. . . ] und [W. . . ] auf eigene Kosten neu
zu bauen oder eine andere Anschluss- und Abnahmemöglichkeit auf ei-
gene Kosten zu schaffen ?

Beide Parteien stimmten einem schriftlichen Verfahren zu.22

2 Begründung

2.1 Verfahren

Das Verfahren ist gemäß den Vorschriften der VerfO zustandegekommen und durch-23
geführt worden.

5In der Fassung vom 12.12.2007, abrufbar über http://www.clearingstelle-eeg.de/verfahrensordnung.
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Die Clearingstelle EEG hat das Verfahren gemäß § 27 Abs. 1 Satz 1 VerfO nach dem24
übereinstimmenden Antrag der Parteien angenommen. Die Besetzung der Clearing-
stelle EEG ergibt sich aus §§ 26 Abs. 1, 22, 2 Abs. 3 VerfO. Die an der Beschluss-
fassung am 2. Dezember 2008 beteiligten Mitglieder der Clearingstelle EEG Lucha
und Puke sind zum 31. Dezember 2009 aus der Clearingstelle EEG ausgeschieden.
Für die Abfassung der Begründung dieses Votums traten an ihre Stelle die Mitglieder
Dr. Brunner und Dr. Pippke.

Den Parteien ist gemäß §§ 28, 20 Abs. 1 Satz 1 VerfO Gelegenheit zur Stellungnahme25
gegeben worden. Die Beschlussvorlage haben gemäß §§ 28 Abs. 1, 24 Abs. 5 VerfO6

das Mitglied der Clearingstelle EEG Dr. Brunner und der Vorsitzende der Clearing-
stelle EEG Dr. Lovens erstellt.

2.2 Würdigung

Der Anspruchsgegner ist hinsichtlich der bestehenden Leitung [W. . . ] nicht zum26
unverzüglichen Netzausbau nach § 4 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 i. V. m. § 4 Abs. 2 Satz 1
und Satz 2 Halbsatz 1 und § 13 Abs. 2 Satz 1 EEG 20047 verpflichtet (Rn. 51 ff.).

Die Voraussetzungen der Verpflichtung des Anspruchsgegners zum unverzüglichen27
Netzausbau nach § 4 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 i. V. m. § 4 Abs. 2 Satz 1 und Satz 2
Halbsatz 1 und § 13 Abs. 1 und 2 Satz 1 EEG 2004 liegen nicht vor.

Eine solche Verpflichtung setzt voraus, dass28

1. die Verknüpfung zwischen Anlage und Netz im Netz der Anspruchsgegnerin
zu erfolgen hat (§ 4 Abs. 2 Satz 1 EEG 2004),

2. das Ausbaubegehren sich auf Einrichtungen des Netzes (§ 3 Abs. 6 EEG 2004),
nicht aber auf Anschlusseinrichtungen, deren Kosten gemäß § 13 Abs. 1
EEG 2004 vom Anspruchsteller zu tragen sind, bezieht,

3. das Netz erst durch einen wirtschaftlich zumutbaren Ausbau für die Abnahme
des Stroms technisch geeignet ist,

6In der Fassung v. 06.04.2010, abrufbar über http://www.clearingstelle-eeg.de/verfahrensordnung.
7Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien, verkündet als Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung
des Rechts der Erneuerbaren Energien im Strombereich v. 21.07.2004 (BGBl. I S. 1918), zuletzt ge-
ändert durch Art. 1 des Gesetzes v. 07.11.2006 (BGBl. I S. 2550), außer Kraft gesetzt durch Art.
7 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien im Strombereich und zur
Änderung damit zusammenhängender Vorschriften v. 25.10.2008 (BGBl. I S. 2074), nachfolgend be-
zeichnet als EEG 2004.
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4. ggf. notwendige Genehmigungen vorliegen (§ 4 Abs. 2 Satz 3 EEG 2004),

5. der Anspruchsteller Einspeisewilliger ist und ein Netzausbauverlangen an den
Anspruchsgegner gerichtet hat (§ 4 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 EEG 2004) und

6. der Netzausbau wirtschaftlich zumutbar ist.

Es handelt sich bei der Verbindung der geplanten Anlage des Anspruchstellers mit29
dem Netz des Anspruchsgegners in der gesamtwirtschaftlich günstigsten Verknüp-
fungsvariante nicht um einen Netzausbau, weil nicht technische Einrichtungen oder
Anlagen des Netzes betroffen sind (Rn. 55 ff.). Zwar ist der Anspruchsgegner als
Netzbetreiber grundsätzlich Verpflichteter des Anspruches auf Kapazitätserweite-
rung bzw. Ausbau des Netzes. Das Begehren, die bestehende Leitung [W. . . ] zu
erweitern, richtet sich nicht auf Einrichtungen des Netzes (§ 3 Abs. 6 EEG 2004),
sondern auf Anschlusseinrichtungen (§ 13 Abs. 1 Satz 1 EEG 2004).

Dieser Anspruch setzt seinerseits die Ermittlung des Netzverknüpfungspunktes vor-30
aus. Denn ein Netzanschluss liegt vor, wenn es sich um Einrichtungen zwischen der
Anlage und dem Verknüpfungspunkt der Anlage mit dem Netz – also grundsätzlich
um Maßnahmen außerhalb des Netzes des Netzbetreibers – handelt. Vereinfacht ge-
sagt, gehören also Einrichtungen, die vor dem Netzverknüpfungspunkt liegen, zu
dem von der Anlagenbetreiberin bzw. dem Anlagenbetreiber zu tragenden Netzan-
schluss, Maßnahmen, die hinter dem Netzverknüpfungspunkt anfallen, zu dem vom
Netzbetreiber zu tragenden Netzausbau.8

Für die Bestimmung des richtigen Netzverknüpfungspunktes der geplanten anzu-31
schließenden Anlage ist die gesamtwirtschaftliche Betrachtungsweise gemäß § 13
Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 i. V. m. § 4 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 EEG 2004 maßgeb-
lich. Der Netzverknüpfungspunkt Maststation [H. . . ] (Var. 3b) ist der technisch
und wirtschaftlich günstigste Netzverknüpfungspunkt. Die Netzanschlusskosten bis
zu diesem Punkt hat der Anspruchsteller zu tragen, § 13 Abs. 1 Satz 1 EEG 2004
(Rn. 35 ff. und Rn. 41 ff.).
8Vgl. BGH, Urt. v. 18.07.2007 – VIII ZR 288/05, Rn. 34, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/node/55. Diese Zuständigkeits- und Kostenzuweisung stellt nur den Grundsatz dar, von
dem je nach konkreter Maßnahme abgewichen werden kann oder muss. So ist z. B. die Rechts-
frage der Kostentragungspflicht für eine anlagenbedingte Erdschlusskompensation, die vom Netz-
betreiber innerhalb seines Netzes durchgeführt wird, oder von Blindarbeitsentgelten noch nicht
abschließend geklärt, vgl. zu der Vereinbarung von Blindarbeitsentgelten in einem Einspeisever-
trag (AGB): BGH, Urt. v. 06.04.2011 – VIII ZR 31/09, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/rechtsprechung/1370.
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Weder der Hausanschluss noch der bereits bestehende Netzverknüpfungspunkt der32
vorhandenen Fotovoltaikanlage an der Trafostation [T. . . ], [B. . . ]e, sind maßgebli-
che Netzverknüpfungspunkte, weil diese entweder technisch ungeeignet oder wirt-
schaftlich nicht günstiger sind (Rn. 37 f. und Rn. 44 ff.).

Der Anspruchsgegner ist auch nicht verpflichtet, eine andere bzw. neue Anschluss-33
und Abnahmemöglichkeit auf eigene Kosten zu schaffen, weil es sich bei der neu
zu verlegenden Leitung [W. . . -H. . . ] bzw. bei der Einbindung der geplanten Foto-
voltaikanlagen in das Netz um einen Neuanschluss handelt, dessen Anschlusskosten
an den technisch und wirtschaftlich günstigsten Verknüpfungspunkt des Netzes der
Anspruchsteller zu tragen hat, § 13 Abs. 1 Satz 1 EEG 2004 (Rn. 62 ff. und Rn. 35 ff.).

Die Var. 3b (Rn. 6) stellt sich als Maßnahme des Netzanschlusses dar, weil der rich-34
tige Netzverknüpfungspunkt hier die Maststation [H. . . ] und nicht etwa der Haus-
anschluss ist. Somit ist weder die neu zu verlegende Leitung [W. . . -H. . . ] noch die
bestehende Leitung [W. . . ] Teil des Netzes.

2.2.1 Bestimmung des technisch und wirtschaftlich günstigsten Netzverknüp-
fungspunktes

Die bestehende Leitung [W. . . ] ist technisch schon nicht geeignet und nicht die un-35
ter gesamtwirtschaftlichen Gesichtspunkten günstigste Anschlussvariante. Denn es
kommt auch nach der vom Anspruchsteller zitierten BGH -Recht-
sprechung9 auf den gesamtwirtschaftlich günstigsten Netzverknüpfungspunkt an.
Dem folgen Oberinstanzgerichte.10 Der Anspruchsgegner hat durch die vorgelegte
Berechnung hinreichend dargelegt, dass die Anschlussvariante 3b die technisch und
wirtschaftlich günstigste ist. Dem ist der Anspruchsteller nicht substantiiert entge-
gengetreten.

Der Hausanschluss als räumlich nächstgelegener Verknüpfungspunkt war abzuleh-36
nen, weil er nicht der technisch und wirtschaftlich günstigste Verknüpfungspunkt
ist. Die Vermutungsregelung des § 13 Abs. 1 Satz 2 EEG 2004 ist schon wegen Über-
schreitung der 30 kW Grenze nicht einschlägig. Aus diesem Grund richtet sich die
Ermittlung des richtigen Netzverknüpfungspunktes nach §§ 4 Abs. 2 Satz 1, 13 Abs. 1
9BGH, Urt. v. 10.11.2004 – VIII ZR 391/03, Rn. 24 ff., abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/node/58.

10OLG Nürnberg, Urt. v. 07.03.2007 – 4 U 398/06, RdE 2007, 235, 235 f.; OLG Düsseldorf,
Urt. v. 09.12.2009 – VI-2 U (Kart) 10/06, Rn. 51 ff., abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/rechtsprechung/880; OLG Oldenburg, Urt. v. 23.06.2005 – 14 U 17/05, ZNER 2006, 85 (LS).
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Satz 1 EEG 2004. Die Verknüpfungsvariante 3b zur Maststation [H. . . ] ist hierbei
die technisch und wirtschaftlich günstigste Anschlussvariante. Auch ist der Haus-
anschluss abzulehnen, weil die bestehende Leitung [W. . . ] nicht Teil des Netzes ist
(Rn. 51 ff.) und sich der richtige Netzverknüpfungspunkt aber im Netz bzw. am
Netz des Anspruchsgegners befinden muss.

Hausanschluss als richtiger Netzverknüpfungspunkt Selbst wenn der Hausan-37
schluss als möglicher Anschlusspunkt in Betracht zu ziehen wäre, so hat der An-
spruchsteller weder dargelegt, welche Kosten mit dieser Verknüpfung verbunden
wären und ob diese Verknüpfung aus technischer Sicht geeignet ist, noch dass ei-
ne solche Verknüpfung wirtschaftlich und technisch günstiger wäre als die ande-
ren zwischen den Parteien diskutierten Verknüpfungsvarianten. Zwar obliegt die
Darlegungs- und Beweislast dafür, dass der technisch und wirtschaftlich günstigste
Verknüpfungspunkt abweichend von der Grundregel des § 4 Abs. 2 Satz 1 EEG 2004
ausnahmsweise nicht durch die kürzeste Verbindung zwischen der Anlage und dem
Netz bestimmt wird, grundsätzlich dem Netzbetreiber.11 Doch hat dieser – wie hier
der Anspruchsgegner – substantiiert dargelegt, welche (andere) Netzverknüpfungs-
variante technisch und wirtschaftlich am günstigsten ist. Es obliegt dem Anlagen-
betreiber, diese Darlegungen durch eigene, begründete Behauptungen substantiiert
zu bestreiten. Dies hat der Anspruchsteller nicht getan; er hat sich vielmehr auf die
Feststellung beschränkt, dass von ihm „definitiv alle Anschlussvarianten gewünscht
(sind), welche technisch möglich und nicht von ihm zu bezahlen sind.“

Zwar verfügen Einspeisewillige üblicherweise nicht über die technischen Kenntnis-38
se, die es ermöglichten, die technische Eignung und wirtschaftliche Günstigkeit einer
bestimmten Verknüpfungsvariante detailliert darzulegen, so dass die Anforderun-
gen an die Darlegung durch den Einspeisewilligen nicht überspannt werden dürfen.
Aus prozessualen Gründen ist es jedoch erforderlich und auch zumutbar, dass der
Einspeisewillige – hier also der Anspruchsteller – zumindest in Grundzügen dar-
legt, dass und warum eine für ihn finanziell vorteilhafte Verknüpfung am Hausan-
schluss unter technischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten überhaupt in Be-
tracht kommt und dies ggf. auch beweist. Im Übrigen spricht einiges dafür, dass die
11BGH, Urt. v. 11.06.2003 – VIII ZR 160/02; BGH, Urt. v. 18.07.2007 – VIII ZR 288/05, abruf-

bar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/node/55; BGH, Urt. v. 28.11.2007 – VIII ZR 306/04, ab-
rufbar unter http://www.bundesgerichtshof.de; LG Itzehoe, Urt. v. 30.03.2007 – 5 O 168/04, S. 9 f.,
http://www.clearingstelle-eeg.de/node/221; Altrock/Wustlich, in: Altrock/Oschmann/Theobald
(Hrsg.), EEG, 2. Aufl. 2008, § 4 Rn. 54.
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Verknüpfung über den bestehenden Hausanschluss nicht technisch und wirtschaft-
lich günstiger wäre, weil bei dieser Variante der vorhandene Niederspannungsan-
schluss stillgelegt werden müsste, was zusätzliche Kosten nach sich ziehen würde.

Ferner kommt es auf die kürzeste Entfernung nicht an, wenn entweder ein anderes39
oder dasselbe Netz einen technisch und wirtschaftlich günstigeren Verknüpfungs-
punkt aufweist, §§ 4 Abs. 2 Satz 1, 13 Abs. 1 Satz 1 EEG 2004.12 Der gesamtwirt-
schaftliche Kostenvergleich der in Betracht kommenden Verknüpfungspunktsvari-
anten ergibt, dass der Verknüpfungspunkt an der Maststation [H. . . ] (Var. 3b) der
richtige Verknüpfungspunkt ist (vgl. Rn. 41 ff.).

Die unwiderlegliche Vermutung des § 13 Abs. 1 Satz 2 EEG 2004, dass bei Anlagen40
mit einer Leistung von bis zu 30 kW der Hausanschluss als günstigster Verknüp-
fungspunkt gilt, kommt darüber hinaus schon deswegen nicht zur Anwendung, weil
sowohl die bestehende Fotovoltaikinstallation als auch die geplanten Fotovoltaikan-
lagen eine Leistung über 30 kWp aufweisen.

Technisch und wirtschaftlich günstigster Netzverknüpfungspunkt Aus pro-41
zessualen Gründen ist die Prüfung, wo vorliegend der wirtschaftlich und technisch
günstigste Netzverknüpfungspunkt liegt, auf die von den Parteien erörterten Varian-
ten beschränkt. Es unterliegt aber als Rechtsfrage insoweit der vollen Überprüfung,
welche der möglichen Verknüpfungsvarianten die technisch und wirtschaftlich güns-
tigste ist.

Der technisch und wirtschaftlich günstigste Verknüpfungspunkt ist hier die Maststa-42
tion [H. . . ], Var. 3b.

Wegen der fehlenden technischen Eignung wie auch der deutlich höheren Kosten43
scheiden die Varianten 1, 2a und 2b bei der Abwägung unmittelbar aus. Die Varian-
ten 3a, 3b und 4 unterscheiden sich darin, dass die Variante 4 mit einem Spannungs-
hub von < 2 % zwar die technisch günstigste ist, mit Kosten von 85 .000 e jedoch
die wirtschaftlich teuerste. Die Varianten 3a und 3b liegen dagegen bei einem Span-
nungshub von 3,96 % bzw. 2,21 %, sind andererseits mit Kosten von 18 .000 e bzw.
29 .000 e wirtschaftlich günstiger (vgl. Rn. 6).

Technische Eignung Die Frage der technischen Eignung des Netzes ist zwar als44
12BGH, Urt. v. 01.10.2008 – VIII ZR 21/07, Rn. 12, abrufbar unter http://www.clearingstelle-

eeg.de/node/481.

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
ErneuerbarenEnergienmbH,GF:ChristineKruczynski.Unterhttp://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2008/10 können Sie dieses
Dokument herunterladen.

13

http://www.clearingstelle-eeg.de/node/481
http://www.clearingstelle-eeg.de/node/481
http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2008/10


Rechtsfrage vollständig durch die Clearingstelle EEG überprüfbar. Jedoch handelt
es sich dabei um einen unbestimmten Rechtsbegriff, dessen Auslegung und Anwen-
dung nur unter Hinzuziehung technischen Sachverstandes möglich ist. Eine tech-
nisch sachverständige Einschätzung darüber, wann eine Netzverknüpfung technisch
geeignet ist, findet sich in den einschlägigen technischen Richtlinien, namentlich
auch in der von dem Anspruchsgegner herangezogenen VDEW-Richtlinie „Eigen-
erzeugungsanlagen am Niederspannungsnetz“13.

Diese sieht in Abschnitt 3.3 vor:45

„Unter Berücksichtigung der vorgegebenen Toleranzen der Sammelschie-
nenspannung in der vorgelagerten Umspannanlage, in der von der Hoch-
auf die Mittelspannung heruntertransformiert wird, und der am Mittel-
spannungsnetz betriebenen und/oder geplanten Eigenerzeugungsanla-
gen darf die Spannungsanhebung am ungünstigsten Verknüpfungspunkt
im Niederspannungsnetz einen Wert von 2 % gegenüber der Spannung
ohne Einspeisung grundsätzlich nicht überschreiten . . . “

Zwar hat der Anspruchsgegner zunächst in dem Schreiben vom 19. Juni 200814 gel-46
tend gemacht, dass die Varianten 3a und 3b zu einem Spannungshub von mehr als
2 % führen, so dass nur Variante 4 wegen des geringeren Spannungshubs in Betracht
käme; er hat jedoch in einem späteren Schreiben vom 1. August 2008 die beiden Va-
rianten 3a und 3b als technisch und gesamtwirtschaftlich günstigste Verknüpfungs-
varianten bezeichnet. Die Clearingstelle EEG geht davon aus, dass der Anspruchs-
gegner als lokaler Netzbetreiber die konkrete Netzsituation am Besten einschät-
zen kann und wertet daher die in Kenntnis ihrer eigenen umfangreichen Varian-
tenprüfung erfolgte Einschätzung des Anspruchsgegners, dass „aufgrund der tech-
nisch und gesamtwirtschaftlichen Betrachtungsweise der Verknüpfungspunkt bzw.
der Anschlusspunkt . . . die Maststation [H. . . ] Variante 3a und 3b“15 ist, als für den
konkreten Fall maßgebliche sachverständige Einschätzung der technischen Eignung
der Varianten 3a und 3b. Somit steht fest, dass an der Maststation [H. . . ] – auch ohne
Neubau einer Trafostation am Hof des Anspruchstellers (Variante 4) – der technisch
und wirtschaftlich günstigste Verknüpfungspunkt liegt.
134. Ausgabe 2001, hrsg. v. Verband der Netzbetreiber – VDN – e. V. beim VDEW, zu beziehen über

die EW Medien und Kongresse, GmbH, http://www.ew-online.de.
14Beurteilung „Anschluss einer EEG-Anlage an das Versorgungsnetz der Stadtwerke [L. . . ]“ des An-

spruchstellers, Erstellung 19.06.2008.
15So das Schreiben des Anspruchsgegners vom 07.07.2008 mit der Beurteilung „Anschluss einer EEG-

Anlage an das Versorgungsnetz der Stadtwerke [L. . . ]“, Erstellung 19.06.2008.
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Der erhöhte Spannungshub der Variante 3a und 3b schließt deren technische Eig-47
nung nicht von vorneherein aus. Auch die VDEW-Richtlinien widersprechen dem
Vorliegen der technischen Eignung nicht. Diese geben nur vor, dass die Spannungs-
anhebung grundsätzlich einen Wert von 2 % nicht überschreiten darf, und lassen
deshalb eine maximale Spannungsanhebung von mehr als 2 % im Ausnahmefall zu.
Damit ist eine Betrachtung der technischen Eignung im Einzelfall eröffnet.

Ob die VDEW-Richtlinien als allgemein anerkannte Regeln der Technik i. S. d. § 4948
Abs. 1 Satz 2 EnWG 2005 einzuordnen sind, kann deshalb dahinstehen. Die Einzel-
fallbetrachtung berücksichtigt, ob der jeweilige Spannungshub gegen einen Netzan-
schluss spricht oder ob trotz des erhöhten Spannungshubs ein Netzanschluss netz-
technisch ohne Beeinträchtigung möglich ist. Nach der VDEW-Richtlinie ist davon
auszugehen, dass bei Einhaltung des Spannungshubes am Netzverknüpfungspunkt
von 2 % dieser generell technisch geeignet ist und weder Schäden im Netz noch
an nahegelegenen Kundeneinrichtungen auftreten. Wird der Spannungshub von 2 %
überschritten, so kann die technische Eignung im Einzelfall festgestellt werden, falls
keine Schäden am Netz und an nahegelegenen Anlagen anderer Kunden zu erwar-
ten sind.16 Unterhalb des angegebenen Spannungshubs wird daher vermutet, dass
ein Anschluss an dem relevanten Netzverknüpfungspunkt technisch immer möglich
ist. Das bedeutet im Umkehrschluss, dass nicht jede Überschreitung negative Aus-
wirkungen auf das Netz hat. Es bedarf dabei einer Einzelfallprüfung durch Sachver-
ständige, z. B. Netztechniker des Netzbetreibers. Diese können im Einzelfall anhand
der Anlage- und Netzdaten beurteilen, ob die angeschlossene Anlage den technisch
tolerierbaren Rahmen ohne Schäden und negative Rückwirkungen im Netz einhält.
Dies gibt auch die VDEW-Richtlinie in „1.3 Bestimmungen und Vorschriften“ und
in „3. Netzanschluss“ zu erkennen, indem darauf abgestellt wird, dass es für die Eig-
nung darauf ankommt, dass keine unzulässigen bzw. störenden Rückwirkungen in
das Netz auftreten. Die Richtlinie ist aus diesem Grund nicht starr, sondern ist unter
Berücksichtigung des jeweiligen Einzelfalls anzuwenden. Denn Sinn des Schwellen-
wertes von 2 % ist es, den jeweiligen Anschlussvorgang grundsätzlich ohne umfang-
reiche Netzberechnungen beurteilen zu können17. Im vorliegenden Fall ergibt die
Netzberechnung zwar eine Überschreitung des Grenzwertes, jedoch führt der An-
spruchsgegner aus, dass die Varianten 3a und 3b die technisch und wirtschaftlich
geeignetsten Netzverknüpfungspunkte seien.
16Abschnitt 3.3 der VDEW-Richtlinie.
17OLG Nürnberg, Urt. v. 11.03.2008 – 1 U 1467/07, S. 10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-

eeg.de/node/409.
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Von diesen beiden Varianten ist die Variante 3a zwar wirtschaftlich günstiger, jedoch49
technisch weniger geeignet; umgekehrt ist die Variante 3b technisch besser geeig-
net, aber wirtschaftlich ungünstiger. Da die technische Eignung und die wirtschaft-
liche Günstigkeit gleichberechtigt nebeneinander stehen, bedarf es einer Wertung,
welcher der beiden Belange in diesem Fall relativ gesehen zurückzustehen hat. Bei
wertender Betrachtung ist hier der Variante 3b vorzugswürdig: Ausgehend von dem
nach der abstrakt-generellen Einschätzung der o. g. VDEW-Richtline18 grundsätz-
lich zu berücksichtigenden Schwellenwert von 2 % für Spannungsanhebungen liegt
die Variante 3b lediglich um 0,21 Prozentpunkte darüber, Variante 3a dagegen um
1,96 Prozentpunkte darüber; Variante 3a ist somit relativ zur Variante 3b weniger
technisch geeignet.

Die Variante 3b, die Neuverlegung eines Doppelkabels mit einer Länge von ca. 624 m50
zur Maststation [H. . . ], ist die technisch und wirtschaftlich günstigste. Diese Neu-
verlegung bis zum Netzverknüpfungspunkt Maststation [H. . . ] (Var. 3b) stellt ei-
ne Maßnahme des Netzanschlusses dar, für dessen Ausführung der Anspruchsteller
die Kosten trägt, § 13 Abs. 1 Satz 1 EEG 2004. Denn die neu zu verlegende Leitung
[W. . . ]-Maststation befindet sich als Maßnahme vor dem Netzverknüpfungspunkt.

2.2.2 Kein Anspruch auf Erweiterung der Netzkapazität der bestehenden Lei-
tung [W. . . ]

Der Anspruchsgegner ist zunächst richtiger Adressat des Ausbaubegehrens des An-51
spruchstellers, weil jener zum Anschluss der verfahrensgegenständlichen Anlage an
sein Netz verpflichtet ist. Diese Pflicht ergibt sich aus § 4 Abs. 2 Satz 1 EEG 2004,
weil das Netz des Anspruchsgegners die kürzeste Entfernung zur Anlage aufweist
und technisch für die Aufnahme geeignet ist. Dass ein anderes Netz eines anderen
Netzbetreibers einen technisch und wirtschaftlich günstigeren Netzverknüpfungs-
punkt aufweist, ist weder ersichtlich noch vom Anspruchsgegner geltend gemacht
worden.

184. Ausgabe 2001, hrsg. v. Verband der Netzbetreiber – VDN – e. V. beim VDEW, zu beziehen über
die EW Medien und Kongresse GmbH, http://www.ew-online.de.
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Die bestehende Leitung [W. . . ] ist nicht Teil des Netzes, so dass der Anspruchsgeg-52
ner nicht zum Netzausbau gemäß § 4 Abs. 2 Satz 2 und Satz 4
EEG 2004 und der damit verbundenen Kostentragung gemäß § 13 Abs. 2 Satz 1
EEG 2004 verpflichtet ist. Nur wenn die bestehende Leitung sich im Netz befän-
de und zu ertüchtigen wäre, läge ein Netzausbau vor. Dies ist aber nicht der Fall,
da die neu zu verlegende Leitung für die geplante Anlage ein Neuanschluss ist und
nicht über die bestehende Leitung verläuft und diese auch nicht ersetzt.

Einrichtungen des Netzes Dem Anspruch steht entgegen, dass sich das Ausbaube-53
gehren nicht auf Einrichtungen des Netzes (§ 3 Abs. 6 EEG 2004) bezieht. Vielmehr
handelt es sich bei den streitgegenständlichen Varianten 1 bis 4 (Rn. 6) um Netzan-
schlussmaßnahmen.

Denn die Verbindung der geplanten Fotovoltaikanlage mit dem Netz der Anspruchs-54
gegnerin ist als Anschluss im Sinne von § 13 Abs. 1 Satz 1 EEG 2004 und nicht als
Maßnahme zum Ausbau einer für den Betrieb des Netzes notwendigen Einrichtung
im Sinne von §§ 13 Abs. 2 Satz 1, 4 Abs. 2 Satz 2 und Satz 4 EEG 2004 zu werten. Die
bestehende Leitung [W. . . ] ist ebensowenig Teil des Netzes des Anspruchsgegners.
Dies ergibt die folgende Abgrenzung (Rn. 55 ff.).

Abgrenzung Netzanschluss und Netzausbau Das Gesetz definiert nicht aus-55
drücklich, wann eine Maßnahme, z. B. Errichtung oder Erweiterung einer Einrich-
tung bzw. Anlage, dem Netzanschluss und wann dem Netzausbau zuzuordnen ist.
Netzausbaumaßnahmen lassen sich gem. § 4 Abs. 2 Satz 2 und Satz 4 sowie § 3 Abs. 6
EEG 2004 anhand dreier Hauptkriterien bestimmen: Bei den fraglichen elektrischen
Komponenten kann es sich erstens um für den Betrieb des Netzes notwendige tech-
nische Einrichtungen handeln (§ 4 Abs. 2 Satz 4 und § 3 Abs. 6 EEG 2004) oder zwei-
tens um im Eigentum des Netzbetreibers stehende Einrichtungen oder drittens um
in dessen Eigentum übergehende Anschlussanlagen gem. § 4 Abs. 2 Satz 4 EEG 2004.
Die Abgrenzung erfolgt daher formal anhand der Eigentumsverhältnisse bzw. künf-
tigen Eigentumsverhältnisse und funktional anhand der Notwendigkeit für den Netz-
betrieb.19

Im Umkehrschluss daraus und wie sich aus § 13 Abs. 1 Satz 1 EEG 2004 ergibt, sind56
hingegen Anschlussmaßnahmen solche, die zur Verbindung der Anlage mit dem
19BGH, Urt. v. 28.03.2007 – VIII ZR 42/06, Rn. 16 und 21 f., abrufbar unter http://www.clearingstelle-

eeg.de/node/18.
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technisch und wirtschaftlich günstigsten Netzverknüpfungspunkt erforderlich sind.
Somit gehören Einrichtungen, die von der Anlage aus betrachtet vor dem Netzver-
knüpfungspunkt liegen, zu dem von der Anlagenbetreiberin bzw. vom Anlagenbe-
treiber zu tragenden Netzanschluss, Maßnahmen, die hinter dem Netzverknüpfungs-
punkt anfallen, zu dem vom Netzbetreiber zu tragenden Netzausbau.20 Die umstrit-
tene Frage, wie Maßnahmen unmittelbar am Netzverknüpfungspunkt einzuordnen
sind, bedarf vorliegend keiner Entscheidung.

Formale Abgrenzung: Eigentum und künftiges Eigentum Anhaltspunkte für57
die Unterscheidung von Netzanschluss und Netzausbau können die Eigentumsver-
hältnisse an den neu zu schaffenden oder auszubauenden Anlagen bieten: Gehören
Einrichtungen dem Netzbetreiber, kann dies darauf hindeuten, dass es sich um einen
Netzausbau handelt; gehören sie dem Anlagenbetreiber, kann dies für einen Netz-
anschluss sprechen.21 Zum Netzausbau gehören damit vor allem Maßnahmen, die
sich auf für den Betrieb des Netzes notwendige technische Einrichtungen sowie die
im Eigentum des Netzbetreibers stehenden oder in sein Eigentum übergehenden
Anschlussanlagen erstrecken, § 4 Abs. 2 Satz 4 EEG 2004.22 Zu Netzanlagen zählen
die gesamten miteinander verbundenen technischen Einrichtungen zur Übertragung
und Verteilung von Elektrizität für die allgemeine Versorgung.23 Damit liegt grund-
sätzlich ein Netzausbau vor, wenn Einrichtungen oder Anlagen aufgrund von Eigen-
tumsübertragung in das Eigentum des Netzbetreibers fallen. Denn für Maßnahmen
zugunsten des Netzbetreibers soll dieser den finanziellen Aufwand tragen, ohne dass
es zu einer Aufspaltung von Aufwendungen und Vermögenszuwachs kommt.24

Die Eigentumssituation bzgl. einer Leitung kann daher ggf. für die Einordnung als58
Bestandteil eines Netzes herangezogen werden. Allerdings sind die Eigentumsver-
hältnisse zunächst nur ein Indiz, weil Netzbetreiberstellung und Verantwortlichkeit
20Vgl. BGH, Urt. v. 18.07.2007 – VIII ZR 288/05, Rn. 34, abrufbar unter http://www.clearingstelle-

eeg.de/node/55. Diese Zuständigkeits- und Kostenzuweisung stellt nur den Grundsatz dar, von
dem je nach konkreter Maßnahme abgewichen werden kann oder muss. So ist z. B. die Rechts-
frage der Kostentragungspflicht für eine anlagenbedingte Erdschlusskompensation, die vom Netz-
betreiber innerhalb seines Netzes durchgeführt wird, oder von Blindarbeitsentgelten noch nicht
abschließend geklärt, vgl. zu der Vereinbarung von Blindarbeitsentgelten in einem Einspeisever-
trag (AGB): BGH, Urt. v. 06.04.2011 – VIII ZR 31/09, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/rechtsprechung/1370.

21Eingeschränkt wird die Bedeutung des Eigentums vom BGH für den Fall, dass nach einem Neubau
– bspw. einer Leitung – das Eigentum dem Netzbetreiber gleichsam ungewollt zugefallen ist; vgl.
Urt. v. 01.10.2008 – VIII ZR 21/07, abrufbar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/node/481.

22Vgl. BGH, Urt. v. 01.10.2008 – VIII ZR 21/07, Rn. 19, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/node/481; BGH, Urt. v. 28.03.2007 – VIII ZR 42/06, Rn. 16 und 22, abrufbar unter
http://www.clearingstelle-eeg.de/node/18; LG Hannover, Urt. v. 15.03.2006 – 6 O 289/05, RdE 2006,
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des Netzbetreibers nicht an das Eigentum anknüpft25, wie sich auch aus § 3 Abs. 7
EEG 2004 ergibt, der auf den Betrieb und nicht die Eigentümerstellung abstellt.
Netzbetreiber ist derjenige, der das Netz betreibt und nicht zwingend derjenige, in
dessen Eigentum es steht. Das Eigentum an Leitungen und die Verantwortlichkeit
für deren Betrieb können auseinanderfallen.

Daher kann dahingestellt bleiben, ob der Anspruchsteller schon deshalb nicht Eigen-59
tümer sein kann, weil die Leitung über mehrere Grundstücke verläuft, die nicht im
Eigentum des Anspruchstellers stehen und sich daher ein Eigentum des Anspruchs-
gegners ergeben muss. Denn die Netzbetreiberstellung und damit Verantwortung
für den Netzbetrieb knüpft gerade nicht an das Eigentum an.

Vorliegend ist die formale Abgrenzung indes unergiebig, da weder aufgeklärt wer-60
den kann, wem das Eigentum an der bestehenden Leitung zwischen dem [W. . . ]
und der Trafostation [T. . . ] zusteht, noch, wer Eigentum an einer neuzuverlegen-
den Leitung erlangen würde. Beide Parteien behaupten jeweils mit Schreiben vom
20. Juni 2008 und 26. Oktober 2007, dass sie selbst nicht Eigentümer der vorhande-
nen Leitung seien. Beide Parteien gehen zudem mit Schreiben vom 26. September
2008 und 23. September 2008 davon aus, dass sich die neuzuverlegende Leitung im
Eigentum der jeweils anderen Partei befände.

Offen bleiben kann hier infolgedessen, wer das Eigentum an der bestehenden bzw.61
der neu zu bauenden Leitung innehat.26 Daher kommt es hier maßgeblich auf die
funktionale Betrachtung an.

Funktionale Abgrenzung: Notwendigkeit für den Netzbetrieb Bei der funktio-62
nalen Betrachtung kommt es auf den Zweck der jeweiligen Einrichtung und Maß-
nahme für das Netz an. Dient beispielsweise eine Leitung nicht der allgemeinen Ver-
sorgung, sondern ausschließlich der Einspeisung von erzeugter Energie und nicht
(auch) der Abnahme, Übertragung und Verteilung von Elektrizität für die allgemei-
ne Versorgung, so ist sie damit nicht Bestandteil des Netzes und ihre Erweiterung

322, 324; Begründung des Regierungsentwurfes (RegE) zu § 4 Abs. 2 EEG 2004, BT-Drs. 15/2864,
S. 34.

23OLG Karlsruhe, Urt. v. 14.07.2005 – 9 U 31/05, ZNER 2005, 238, 239.
24So die Begründung RegE zu § 4 Abs. 2 Satz 4 EEG 2004, BT-Drs. 15/2864, S. 34.
25BGH, Urt. v. 28.03.2007 – VIII ZR 42/06, Rn. 21, abrufbar unter http://www.clearingstelle-

eeg.de/node/18.
26Zur Bedeutung der Eigentümerschaft s. BGH, Urt. v. 28.03.2007 – VIII ZR 42/06, abrufbar unter

http://www.clearingstelle-eeg.de/node/18; BGH, Urt. v. 01.10.2008 – VIII ZR 21/07, abrufbar unter
http://www.clearingstelle-eeg.de/node/481.
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mithin nicht Netzausbau. Es kommt daher maßgeblich darauf an, ob die Einrich-
tung oder Anlage dem Netzbetrieb „dient“.

Das Abstellen auf die Funktionalität ergibt sich aus dem Netzbegriff in § 3 Abs. 663
i. V. m. § 4 Abs. 2 Satz 2 und Satz 4 EEG 2004.

Eine Maßnahme des Netzausbaus läge vor, wenn es sich bei der bestehenden oder64
der neuzuverlegenden Leitung um eine Einrichtung des Netzes handelt. Dies wäre
der Fall, wenn die bestehende Leitung oder die neuzuverlegende Leitung dem Netz-
betreiber zur allgemeinen Versorgung dient.

Hätte demnach die bestehende Leitung [W. . . ] sowie die neu zu verlegende Leitung65
[W. . . -H. . . ] bzw. die Erweiterung allein die Funktion, den Strom aus der Anlage
zum Netz zu leiten, handelte es sich um eine Netzanschlussmaßnahme; diente die
Maßnahme, d. h. die bestehende Leitung und die neu zu verlegende Leitung bzw.
Erweiterung dazu, den Strom im Netz für die allgemeine Versorgung zu verteilen,
handelte es sich um einen Netzausbau.

Mit dem BGH „dient“ eine technische Einrichtung oder Anlage dem Netzbetrieb,66
wenn sie für die Verteilung, Aufnahme oder Übertragung zugunsten der Allgemein-
heit in Anspruch genommen wird.27 Hierfür notwendig sind nicht zwingend nur
im Eigentum des Netzbetreibers stehende Einrichtungen und Anlagen, sondern v. a.
Anlagen und technische Einrichtungen, die für die Aufrechterhaltung des Netzbe-
triebes erforderlich sind und für die allgemeine Versorgung benötigt werden. Die
bestehende Leitung [W. . . ] dient ausschließlich dem Anspruchsteller, und zwar der
Versorgung sowie seit 2004 – nach Einbindung der bereits bestehenden Fotovoltai-
kinstallation – zusätzlich der Einspeisung des erzeugten Stroms des Anspruchstel-
lers. Sie dient weder der Allgemeinheit noch der Aufrechterhaltung des Netzbetrie-
bes. Auch ist Verknüpfungspunkt für die bestehende Anlage die Trafostation [T. . . ]
wie die obige Vereinbarung ergibt (Rn. 3 f.).

An der bestehenden Leitung, deren Ausbau der Anspruchsteller verlangt, sind kei-67
ne anderen Kunden als der Anspruchsteller angeschlossen, sie dient ausschließlich
ihm und sie wurde ausweislich der Rechnung vom 30. September 1965 auch vom
Anspruchsteller allein bezahlt. Nur weil sie auch der „Versorgung“ dient, wie auch
ein Netz der Versorgung von Kunden dient, wird die bestehende Leitung noch nicht
Bestandteil des Netzes. Denn gerade Kundenleitungen dienen der Weiterleitung von
27BGH, Urt. v. 01.10.2008 – VIII ZR 21/07, Rn. 19 f., abrufbar unter http://www.clearingstelle-

eeg.de/node/481; BGH, Urt. v. 28.03.2007 – VIII ZR 42/06, abrufbar unter
http://www.clearingstelle-eeg.de/node/18.
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Elektrizität aus dem Netz für die allgemeine Versorgung oder wie in diesem Fall
auch der Einspeisung in das Netz des Anspruchsgegners, ohne Bestandteil eines sol-
chen Netzes zu sein.28 Auch trägt der Anspruchsteller nicht vor, inwiefern sich ein
irgendwie gearteter Einflussbereich des Anspruchsgegners auf die bestehende Lei-
tung ergeben soll, um sie als Teil des Netzes zu qualifizieren, und inwiefern diese
dem Betrieb des Anspruchsgegners dienlich ist.

Der Anspruchsteller stützt sich zur Begründung, dass der Anspruchsgegner die Ver-68
antwortung für die bestehende Leitung [W. . . ] sowie für die neu zu verlegende Lei-
tung [W. . . -H. . . ] trage, auf das Urteil des BGH vom 10. November 2004 – VIII ZR
391/03.29 In dem diesem Urteil zugrundeliegenden Fall lag der technisch und wirt-
schaftlich günstigste Netzverknüpfungspunkt jedoch am Ende der Hausanschlusslei-
tung am Wohnhaus des Anlagenbetreibers, und nicht wie hier für die neu zu verle-
gende Leitung – Variante 3b – an einer entfernten Maststation, namentlich der Mast-
station [H. . . ], oder für die bestehende Leitung [W. . . ] an der Trafostation [T. . . ].

Die bestehende Leitung ist daher nicht Bestandteil des Netzes. Vielmehr stellen diese69
Leitungen – die bestehende und die neu zu verlegende Leitung – die Verknüpfung
der Anlage mit den Versorgungsleitungen des Anspruchsgegners dar.

Auch spricht gegen die Ansicht des Anspruchstellers, dass die bestehende Leitung70
gerade nicht als Hausanschlussleitung behandelt wurde, die in das Eigentum des An-
spruchsgegners fiele (§ 10 AVBEltV30), sondern – wie die Vereinbarung (Rn. 3) ergibt
– als Stichleitung zum Netzverknüpfungspunkt [T. . . ]:

„Im vorliegenden Fall handelt es sich um eine Stichleitung von der Tra-
fostation [T. . . ] [ . . . ], von der kein weiterer Abnehmer versorgt wird.
Somit wird als Netzverknüpfungspunkt die Abgangsklemme dieser Tra-
fostation festgelegt.“

Dem ist der Anspruchsteller nicht entgegengetreten. Es ist deshalb davon auszuge-71
hen, dass es sich um eine Kundenanlage bzw. Anschlussleitung hinter der Überga-
bestelle (Trafostation [T. . . ]) handelt. Denn bereits seit 1965 dient die bestehende
28Vgl. BGH, Urt. v. 28.03.2007 – VIII ZR 42/06, abrufbar unter http://www.clearingstelle-

eeg.de/node/18.
29BGH, Urt. v. 10.11.2004 – VIII ZR 391/03, Rn. 24 ff., abrufbar unter http://www.clearingstelle-

eeg.de/node/58.
30Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Elektrizitätsversorgung von Tarifkunden (AV-

BEltV) gültig bis 07.11.2006 und abgelöst von der Verordnung über Allgemeine Bedingungen für
Netzanschluss und dessen Nutzung für die Elektrizitätsversorgung in Niederspannung (Nieder-
spannungsanschlussverordnung – NAV) v. 01.11.2006 (BGBl. I S. 2477). Denn sofern es sich um
einen solchen Hausanschluss i. S. d. Verordnungen (§ 10 AVBEltV oder § 8 NAV) handelt, zählte
dieser zu den betrieblichen Einrichtungen des Netzbetreibers.
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Leitung auch der Stromzuführung für den Aussiedlerhof ([W. . . ]) des Anspruchstel-
lers und allein diesem, wie bereits die Erklärung des [F. . . ] vom 11. März 1965 und
die Sitzung des Werksausschusses der Stadtwerke [L. . . ] am 3. März 1997 zeigen.

Die neu zu verlegende Leitung [W. . . -H. . . ] würde ebenso ausschließlich dem An-72
spruchsteller dienen, indem laut Schreiben vom 26. September 2008 die Einspeisung
des erzeugten Stroms aus den geplanten Fotovoltaikanlagen und die Versorgung des
Anspruchstellers sichergestellt werden soll, sofern die bestehende Leitung stillgelegt
würde. Andernfalls dient bei fortgesetzter Benutzung der bestehenden Leitung zur
Versorgung und Einspeisung die neu zu verlegende, zusätzliche Leitung [W. . . -H. . . ]
ausschließlich der Einspeisung des erzeugten Stroms durch den Anspruchsteller. In
Bezug auf den Versorgungsaspekt tragen die Parteien nichts vor. Gegen den Aspekt,
dass die neu zu verlegende Leitung [W. . . -H. . . ] der Aufrechterhaltung des Netz-
betriebes diene, spricht, dass auch an dieser keine anderen Kunden angeschlossen
werden sollen. Sowohl aus der Indienstnahme der neu zu verlegenden Leitung für
die Einspeisung durch den Anspruchsteller als auch aus den fehlenden Anschlüssen
anderer Kunden kann gefolgert werden, dass diese Leitung kein Teil des Netzes der
allgemeinen Versorgung sein kann, weil es v. a. an einer gegenwärtigen oder zukünf-
tigen Versorgung überhaupt fehlt.

Aus dem Umstand, dass die Parteien die Maststation [H. . . ] als günstigsten Netz-73
verknüpfungspunkt ansehen – ungeachtet dessen, dass der Anspruchsteller meint,
es handele sich bei dem Anschluss an die Maststation um eine Netzausbaumaßnah-
me –, folgt, die neu zu verlegende Leitung als reine Anschlussleitung zu betrach-
ten, weil mangels entgegenstehender funktionaler Gesichtspunkte die Einrichtungen
zwischen Anlage und Verknüpfungspunkt grundsätzlich dem Netzanschluss zuzu-
rechnen sind, während Einrichtungen, die von der Anlage aus betrachtet hinter dem
Verknüpfungspunkt liegen, grundsätzlich Maßnahmen des Netzausbaus sind.31

Nach dem Vortrag der Parteien ist festzustellen, dass der Anspruchsteller den in74
seinen Fotovoltaikanlagen erzeugten Strom über die bestehende Leitung [W. . . ] und
über die neu zu verlegende Leitung [W. . . -H. . . ] einspeist bzw. für die geplante Foto-
31BGH, Urt. v. 18.07.2007 – VIII ZR 288/05, 4. Leitsatz und Rn. 34, abrufbar unter

http://www.clearingstelle-eeg.de/node/55. Diese Zuständigkeits- und Kostenzuweisung stellt nur
den Grundsatz dar, von dem je nach konkreter Maßnahme abgewichen werden kann oder muss.
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voltaikinstallation einzuspeisen gedenkt.32 Über die Leitungen sollen keine anderen
Kunden mit Strom versorgt werden – zumindest lässt sich dies nicht dem Vortrag des
Anspruchstellers und des Anspruchsgegners entnehmen. Die Funktion der Leitun-
gen beschränkt sich daher allein darauf, den Strom aus den Anlagen des Anspruch-
stellers an der Trafostation [T. . . ] in das Netz des Anspruchsgegners einzuspeisen
und dient nicht der Versorgung.33

Ohne Belang für die funktionale Abgrenzung ist, an welchem Ort sich die Mess-75
einrichtung für die Erfassung der Menge der von der Anlage des Anspruchstellers
erzeugten Elektrizität und bezogenen Elektrizität befindet, weil die Wahl des Ortes
aus Kostengründen, z. B. wegen der zu tragenden Leitungsverluste, erfolgen kann
und daher kein Indiz für das Vorliegen eines Netzes der allgemeinen Versorgung
darstellt.34 Fallen Leitungsverluste an, so sind diese bei der Bestimmung des tech-
nisch und wirtschaftlich günstigsten Netzverknüpfungspunktes als Kostenfaktor in
Ansatz zu bringen und bei dem Vergleich der Netzanschlussvarianten zu berücksich-
tigen.35

Dr. Brunner Dr. Lovens Dr. Pippke
(anstelle von Lucha) (anstelle von Puke)

Jung Weißenborn

32Die neu zu verlegende Leitung zur Maststation [H. . . ] übernimmt nicht die Funktion einer zu-
vor bestehenden, im Zuge der Netzanbindung stillgelegten Leitung zur allgemeinen Versorgung.
Es handelt sich nicht um eine Substitution. Vgl. hierzu Clearingstelle EEG, Votum v. 09.04.2009 –
2008/24, abrufbar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2008/24.

33BGH, Urt. v. 01.10.2008 – VIII ZR 21/07, Rn. 20, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/node/481.

34BGH, Urt. v. 28.03.2008 – VIII ZR 42/06, Rn. 25, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/node/18.

35Loibl, in: Germer/Loibl, Energierecht Handbuch, 2. Aufl. 2007, § 1 Rn. 12.
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